Antragsteller: 

Jusos im Unterbezirk Kreis Wesel

Adressat:


SPD Landesvorstand NRW 

Für ein starkes demokratisches Land, für starke demokratische Kommunen – Signal gegen Extremismus

Der Unterbezirksparteitag möge Beschliessen:

Die SPD im Kreis Wesel fordert die SPD-Fraktion im Landtag NRW und den Landesvorstand auf, ein nachhaltiges und breit angelegtes Konzept zur Bekämpfung von Rechtsextremismus zu entwickeln,

die Umsetzung des Konzeptes durch eine Bereitstellung von Landesmitteln im Haushalt 2012 zu ermöglichen,

einen Beschluss herbeizuführen, der präventive Kinder- und Jugendarbeit rechtlich als eine Pflichtaufgabe der Kommunen vorschreibt, damit lokale Projekte zur Bekämpfung von Rechtsextremismus nicht dem Rotstift zum Opfer fallen.

Begründung:

Auch aufgrund der jüngsten rechtsradikalen, terroristischen Aktivitäten in der Bundesrepublik und Aktivitäten von Kameradschaften im Land NRW und des Kreises Wesel müssen die Anstrengungen zur Bekämpfung von Rechtsextremismus auf allen Ebenen neu ausgerichtet und entsprechende Projekte finanziell angemessen ausgestattet werden. 

So vielfältig die Erscheinungsformen des Rechtsextremismus sind – z.B. organisiert in Parteien, aber auch in „freien Kameradschaften“ oder bürgerlich angestrichenen, völkisch orientierten Vereinen – so vielfältig muss auch die politischen, gesellschaftlichen und staatlichen Bestrebungen zur Lösung des Problems sein.

Die SPD im Kreis Wesel fordert daher die Erarbeitung eines ganzheitlichen Konzeptes, welches sowohl die Landes- als auch die kommunale Ebene umfasst. Eine enge Verzahnung würde die Schlagkräftigkeit aller Initiativen zur Bekämpfung des Rechtsextremismus immens erhöhen.

Weiterhin muss dieses Konzept auch mit Leben gefüllt werden. Eine gelungene Umsetzung ist nicht nur von engagierten Menschen abhängig, sondern muss auch finanziell abgesichert sein. Deshalb sollten so früh wie möglich, bestenfalls schon im Haushalt 2012, ausreichend Landesmittel bereit gestellt werden.

Gerade die Fortführung der kommunalen Projekte ist von entscheidender Bedeutung, gleichzeitig ist aber auch die Fortführung der Arbeit gefährdet, da man unter der Finanzlage der Städte zu leiden hat. Da aber die Basis der Demokratie in den Kommunen gelebt und gefördert werden muss, ist ein großer Rückhalt und Planungssicherheit besonders für die Arbeit vor Ort unausweichlich, wenn Initiativen gegen rechtes Gedankengut und rechte Gewalt erfolgreich sein sollen.

Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und sozialem Engagement anregen.
